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1. 
2035 

Wahlen zu den Personalvertretungen 
im Geschäftsbereich des Innenministers 

(mit Ausnahme der Polizei) 

RdErl. d. innenministers V. 25.4. 1975 - 
I1 A 2 - 7.01.02 - 1/75 

1. Auf Grund des Landespersonalvertretungsgesetzes - 
LPVG - vom 3. Dezember 1974 (GV. W. S. 1514lSGV. 
W. 2035) sind im Geschäftsbereich des Innenministers 
(mit Ausnahme der Polizei) die folgenden Personalvertre- 
tungen zu bilden: 

a) unter der Voraussetzung des Q 13 Abs. 1 LPVG Perso- 
nalräte bei 
dem Innenminister, 
den Regierungspräsidenten, 
der Landesbaubehörde Ruhr in Essen, 
dem Landesamt für Besoldung und Versorgung in Düs- 

seldorf, 
der Landesrentenbehörde in Düsseldorf, 
dem Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik in 

Düsseldorf, 
dem Landesvemessungsamt in Born-Bad Godesberg, 
dem Landesprüfamt für Baustatik in Düsseldorf, 
dem Sondetprüfamt für Baustatik für die Universität 

BochuminBochum, 
dem Institut für öffentliche Verwaltung in Hilden, 
der Landesfeuernehrschule in Münster, 
der Katastrophenschutzschule Nordrhein-Westfalen, 

Wesel. 

b) ein Hauptpersonalrat beim innenminister. 

2. Die Personalvertretungen werden in geheimer und unmit- 
telbarer Wahi gewählt (Q 16 Abs. 1 i. V. mit Q 50 Abs. 3 
Satz 1 W G ) ,  und zwar 
a) die Personalrate bei den in Nummer 1 Buchstabe a 

bezeichneten Dienststellen jeweils von den wahlbe- 
rechtigten Beschäftigten dieser Dienststellen und 

b) der Hauptpersonalrat beim Innenminister von den zum 
Geschäftsbereich des Innenministers gehörenden wahl- 
berechtigten Beschäftigten (Q 50 Abs. 2 Satz 2 und 3 
LWG) aller in Nummer 1 Buchstabe a bezeichneten 
Dienststellen. 

3. Die Personalräte bei den Regierungspräsidenten werden 
von d e n  wahlberechtigten Beschäftigten dieser Behörden 
gewählt, die auf Stellen geführt werden, die im Kassenan- 
schlag der Regierungspräsidenten (Kapitel 0331) nachge- 
wiesen sind. Zu den wahiberechtigten Beschäitigten, die 
die Personalräte bei den Bezirksregierungen wählen, ge- 
hören auch die Beschäftigten des Kampfmittelraumdien- 
stes, die Brandschutzingenieure und die Beschäftigten der 
Kats-Zentralwerkstätten. Aus enommen sind die Beschäf- 
tigten der Dienststellen g e d  4 82 Abs. 2 LWG. 

tigten Beschäftigten der Regierungspräsidenten S" je. 
weüs für die Wahi des Hauptpersonalrats bei derjenigen 
obersten Landesbehörde wahlberechtigt, ZU deren ce- 
schäftsbereich sie gehören (Q 50 Abs. 2 Satz 3 LPVG), 

6. Rechtsgnindlage für die Wahien zu den Personalvefietun. 
gen sind die Wahlvorschriften des Landespersonalverbe- 
tungsgesetzes und die Vorschriften der Wahlordnung 
Landespersonalvertretungsgesetz (WO - W G )  vom 12. 
Februar 1975 (GV. NW. S. 164lSGV. W. 2035). AU die 
Vorschrift des Q 1 Abs. 2 WO - LPVG, nach der die wahl- 
vorstände bei der Erfüilung ihrer Aufgaben ZU mterstüt- 
Zen sind, wird besonders hingewiesen. Den Wahlvontän- 
den bitte ich ni empfehlen, bei den von ihnen durchnifuh. 
renden Maßnahmen die mit meinem RdErl. V. 19. 2.197~ 
( s m l .  W. 2035) bekanntgegebenen Mvter zu verwen. 
den. Auf Q 21 LPVG wird im ubngen venmesen. 

7. Meine RdErl. V. 9. 8. 1961, 3. 12. 1962 und 5. 12. 1962 
(SMBI. W. 2035) hebe ich mit Wirkung vom 1.7.1975 

8. Meine RdErl. V. 7.3. 1959 und 1. 8. 1960 (SMBl. NW. 2035) 
hebe ich hiermit auf. 

237 
Gewährung von investitionszuschiissen 

nach dem Gesek über investitionszuschüsse 
für Mietwohpungen, Genossenschaftswohnungen und 

Wohnheime im sozialen Wohnungsbau 

RdErl. d. innenministers V. 23.4. 1975 - 
VIB2-4.197-754/75 

Hiermit gebe ich den Runderlaß des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vom 16. 1. 1975 in 
der Fassung vom 27.3.1975 - W I - 27 53 02 - 1 -bekannt, der 
zur DurchfÜhmng des Gesetzes über Investitionsmchüsse für 
Mietwohnungen, Genossenschafiswohnungen und Wohnhei- 
me im sozialen Wohnungsbau vom 27. 12. 1974 (BGBI. I S. 
3698) ergangen ist. 

..Mit meinem Fernschreiben vom 20. Dezember 1974 hatte 
ich"1hnen vorab die maßgeblichen Vorschriften des vorbe- 
zeichneten Gesetzes mitaeteilt. Das Gesetz ist am 28. Dezem- 
ber 1974 verkündet woraen (Bundesgesetzbl. 1 S. 3698) und 
arn 29. Dezember 1974 in Kraft getreten (Q 4 des Gese-). 
Zur Ausführung des Gesetzes gebe ich folgende Hinweise: 

Zur Belebung der abgeschwächten Wirtschaftstätigkeit und 
der rückläufigen Beschäftigung hat der Bund Förderungs- 
maßnahmen für private Investitionen durch zeitlich begrenzte 
Gewährung von Investitionszulagen und -Zuschüssen vorge 
sehen. In die Förderungsrnaßnahrnen ist der Wohnungsbau 
insbesondere der soziale Wohnungsbau, einbezogen. Grund- 
lage dieser Maßnahmen sind 
- das Gesetz zur Förderuna von Investitionen und Besch* 

4. Für die zum Geschäftsbereich des he-sters gehören- gung vom 23. Dezember 'i974 (Bundesgesetzbl. I S. 3676)1 
den Beamten im Vorbereitunasdienst und Beschäftiqten in - das Gesetz über Investitio-uschüssefijr Mietwohnun9.enl 
entsprechender Berufsausbildung werden auf &d des Gen&senschaftwohnungen und Wohnheime im sozialen 
8 10 Abs. 4 W G  die Regierungspräsidenten zu Stamm- Wohnungsbau vom 27. Dezember 1974 (Bmdesgesetzbl. I 
dienststellen erklärt. S. 3698). 

5. Von den wahlberechtigten Beschäftigten der Regierungs- 
präsidenten gehören zuxn Geschäftsbereich des innenmi- 
nisters im Sinne des Q 50 Abs. 2 Satz 2 und 3 LWG aile 
Beschäftigten, deren Stellen in Nummer 1 Buchstabe a bis 
g des Kassenanschlags der Regierungspräsidenten (Kapi- 
tel 0331 1 nachaewiesen sind sowie die in einer besonderen 
Anlage zum &senanschlag aufgefiihrten Regierungsräte 
z. k,  Recrierunqsvermessunasräte z. A., Reaierunmbauräte 
z. A., ~e$erungsinspektore;; z. k und ~ e ~ e r u n g k s s i s t e n -  
ten z. k Dazu qehören ferner die Beschäftiqten des Karn~f- 
mittelräumdiektes, die ~randschutzin~&eure und die 
Beschäftigten der Kats-Zentralwerkstätten. 
Die zum Geschäftsbereich des innenministers gehörenden 
wahlberechtigten Beschäftigten wählen gemeinsam mit 
den wahlberechtigten Beschäftigten der anderen in Num- 
mer 1 Buchstabe a) aufgeführten Dienststellen den Haupt- 
personalrat beim innenminister. Die übrigen wahlberech- 

11. 
Förderung durch Investitions&chikse 

1. Antragberechtigung 
Nach Q 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetze über Investitionsni* 
schüsse für Mietwohnungen, GenIssenschaftsWOhn~ 
gen und Woweime  im sozialen Wohnungsbau sad an- 
tragsberechtigt alle Bauherren, die keinen ~ n s p . m c ~  uf 
eine Investitionszulage nach dem Gesetz zur ~ o r d v g  
von Investitionen und Beschäftigung haben. ~ a b e i . d  ZU 
beachten, daß der in der erstgenannten ~orschrift m w  
zug genommene O 4 a des ~nvestitionszula~enge~~~ 
durch Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzes zur Andenuigl$ 
hvestitionszuiagengesetzes vom 30. Dezember. 
(Bundesgesetzbl. I S. 3726) aus systematischen wdea' 
jedoch ohne materielirechtlilche Anderung Q 4b geWor' 
den ist. Nach dieser Vorschrift kommen im ~ e r e i d  des 
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Wohnungsbaues diejenigen steuerpflichtigen Bauherren 
in den Genuß der Investitionsnilage, bei denen die von 
ihnen errichteten Gebäude zum Aniagevemögen gehö- 
ren. z. B. freie und ~rivate Wohnunasunternehmen in der 
~&htsfom einer I(apital esellsdiaft. AUe anderen Bau- 
herren hinaeaen. namenlich die privaten Einzelbauher- 
ren und diegemeinnützigen ~ohr;un~suntemehmen, fal- 
len unter das Gesetz über Investitionsnischüsse für Miet- 
wohnungen, Genossenschaftswohnungen und Wohn- 
heime. 
Als Bauherren kommen hier nur nahirliche und juristi- 
sche Personen in Betracht, die Bauvorhaben im eigenen 
Namen und auf igene Rechnung durchführen. Das kön- 
nen auch Geme Aden oder andere Gebietskörperschaften 
sein. 
Hinsichtlich der Gew;lhning von investitionsnilagen ge- 
mäß 4 4b des &vestitionszulaaenaesetzes für die in ei- 
nem fietrieb (eiher BetriebsstäGe)-im iniand vorgenom- 
menen Investitionen von Steuerpflichtiaen im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes und des ~öfperschaftssteuer- 
gesetzes im Bereich des Wohnungsbaues wird im übrigen 
auf das Schreiben des Bundesministers der Finanzen an 
die Finanzminister (Finanzsenatoren) der Länder vom 26. 
Febma 1975 betr. Gewährung von Investitionszdagen 
nir Konjunkturbelebung (4 b InvZulG) [Bundessteuerblatt - .  . . 
I S. 213JveMesen. 

2. Voraussetzungen für die Förderung 

2.1 Begünstigter Wohnraum 
Abweichend von den Regelungen nach Artikel 2 des 
Gesetzes zur Fördenina von Investitionen und Beschäfti- 
gung, nach denen inv<stitionszulagen für die Schaffung 
von Wohnraum - einschließlich öffentlich aeförderter 
Wohnungen - in zum Anlagevermögen gehör&den Ge- 
bäuden und Gebäudeteilen gewährt werden können, sind 
nach diesem Gesetz nur begünstigt Mietwohnungen, Ge- 
nossenschaftswohnunaen und Wohnheime im Sinne des . 
Zweiten ~ohnungsbaÜ~esetzes, die mit öffentlichen Mit- 
tein im Sinne des § 6 Abs. 1 oder nach § 88 ii. WoBauG (im 
Saarland mit öffentlichen Mitteln im Sinne des Q 4 Abs. 1 
oder nach 5 51 a des WoBauG Saarl aefördert werden. Auf 
den ~eitpuhkt der Förderung ko* es dabei nicht an. Es 
rnuß sich dabei um neugeschaffenen Wohnraum (Q 2 
Abs. 1 ii. WoBauG) handeln, der nicht zur Veräußening 
bestimmt ist. Demgemäß ist auch der Ausbau und die 
Erweiterung im Sinne von Q 17 ii. WoBauG begünstigt 
Modernisierungsmaßnahmen sind nur dann mitbegiin- 
stigt, wenn sie zugleich den Tatbestand des Ausbaues 
nach Q 17 Abs. 1 Satz 2 11. WoBauG erfüllen. Ausbau ist 
hiernach ein unter wesentlichem Bauaufwand durchge- 
füMer Umbau von solchen Wohnungen, die infolge einer 
Änderung der Wohngewohnheiten nicht mehr für Wohn- 
zwecke geeignet sind, zur Anpassung an die veränderten 
Wohngewohnheiten. Die Eignung für Wohnzwecke kann 
in diesem Sinne verneint werden. wenn eine den neuzeit- 
lichen Anforderungen ents r d e n d e  Raumaufteilung 
oder der Einbau von Bad. Toilette und ausreichenden 
Heinrngsmöglichkeiten erfbrderlich ist. in Anlehnung an 
das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 26.8.197 1 - Bundesbaublatt 1972 S. 573 - ist ein Bauaufwand dann 
als wesentlich anzusehen, wenn die Baukosten etwa ein 
Drittel der für eine vergleichbare Neubauwohnung erfor- 
derlichen Baukosten erreichen. Außer Ansatz bleiben da- 
bei d e r  Kosten, die als nicht umbaubedingte instandset- 
ningen oder als Luxus außerhalb der Zweckbesümmung 
des § 17 Abs. 1 ii. WoBauG liegen. Werden mehrere 
Wohnunaen durch Ausbau im Weue des Umbaues eines 
einzigene~ebäudes geschaffen, sind bei der Ermittlung 
des wesentlichen Bauaufwandes die aesamten Baukosten 
in entsprechender Anwendung d& Vorschriiten der 
Zweiten Berechnungsverordnung über die TeilWirtschaft- 
lichkeitsberechnung auf die einzeinen Wohnungen auf- 
Zuteilen. 
Als Mieiwohnunaen sind die Wohnunaen anzusehen. die 
Von einem ~ a u h c m  mit der ~estimm&gbeschaffen wer- 
den, sie den Bewohnern aufgmd eines Mietverhältnisses 
oder eines diesem ähnlichen entgeltlichen Nutzungsver- 
häitnisses zum Gebrauch zu überlassen. Wird in einem 
Mehrfamilienhaus eine Wohnung vom Bauhenn auf- 
grund einer Benutzungsgenehmigung gemäß Q 6 Abs. 2 
Satz 3 WoBindG selbst benutzt, ändert sich an der Zweck- 
bestimmung dieser Wohnung als Mietwohnung nichts. 
Auf die Wohnfom kommt es ebenfalls nicht an. Daher 

sind auch Mietwohnungen in der Form von Ein- oder 
Zweifamilienhäusern begünstigt. Das gilt auch für die 
zweite Wohnung in einem Eigenheim oder für die Einlie- 
gemohnung in einer Kleinsiedlung, wenn sie zur Ver- 
mietung - also nicht für den Eigengebrauch des Bauhenn 
- bestimmt ist. Desaleichen ist eine zur Vermietuna be- 
stunmte ~i~entumsWohnun~ begünstigt. ~ o r a u s s e h n ~  
ist in den genannten Fällen immer, daß die Wohnungen 
als MietwÖhnungen gefördert werden. Die Bestimmung 
zur Vermietung rnuß mindestens für die Dauer von 3 
Jahren seit Fertigstellung verwirklicht werden, da sonst 
die Rechtsfolgen nach 8 1 Abs. 5 Satz 1 eintreten. 
Hinaeaen können Wohnunaen in Kaufeiaenheimen. Trä- 
gerldebiedlungen oder au& ~aufei~enhrnswohnun~en 
nicht beaünstiat werden. weil diese Bauvorhaben vom 
~ a u h e ~ v o n  vomherein.mit der Bestimmung geschaffen 
werden, sie an einen Bewerber zu veräußern. 
Zum Begriff der Genossenschaftswohnung wird auf 13 
11. WoBauG, zum Begriff des Wohnheims auf 15 
11. WoBauG verwiesen. Heime, bei denen die Bestim- 
muna. Wohnbediirfnisse zu befriediaen. aeaenüber ande- 
ren i!&eckbestimmungen (z. B. pflege gebredilicher Per- 
sonen) zurücktritt. sind daher nicht als Wohnheime anzu- 
sehen; sie können überdies auch nicht mit Mitteln des 
sozialen Wohnungsbaues gefördert werden. Das gleiche 
gilt für heimähnliche Einrichtungen, in denen Personen 
nur für kurze Zeit wohnlich untergebracht werden oder 
die nur zum Tagesaufenthalt dienen. 
Bwünsticrt sind ferner solche baulichen Aniaaen. die 
z k e n  mit dem begünstigten Wohnraum als dessen 
Zubehörräume (z. B. Garagen) oder als Cemeinschaftsan- 
lagen anstelle der üblicheweise zur Wohnungsnutning 
aehörenden Einzelanlaaen Iz.B. Heizunasanlaaenl er- 
hchtet werden, sofern sie & ~irtschafts<inheit-d& be- 
günstigten Wohnraums gehören. Hingegen sind Folge- 
einrichtungen, wie z. B. Kindertagesstätten, sowie Ge- 
schäftsräume im Rahmen einer gri-jBeren Wohnanlage 
auch dann nicht begünstigt, wenn sie in die Wirtschafts- 
einheit einbezogen werden. 

2.2 Antrag auf Baugenehmigung (4 1 Abs. 1 Satz 1) 
Gefördert wird begünstigter Wohnraum in Gebäuden, für 
die der Antraa auf Bauaenehmiauna nach dem 30. No- 
vember 1974 G d  vor d& 1. Juli 1975 gestellt wird. 
Unter Antraa auf Bauaenehmiauna ist das Schreiben zu 
verstehen, &t dem dielandesr&t.iich erforderliche Bau- 
genehmigung für das Bauvorhaben angestrebt wird (for- 
meller Bauantrag). Anträge, welche die Finanziemg des 
ae~lanten Baues betreffen. insbesondere auch Anträae 
äd Bewilligung öffentlich& Mittel, können nicht als &- 
trage auf Baugenehmigung behandelt werden, weii sie 
nicht die Erlangung der Baugenehmigung zum Ziel ha- 
ben. Das gleiche gilt für Anfragen bei der Baugenehmi- 
gungsbehörde, die lediglich der Klärung von Vorfragen 
dienen (sog. Bauvoranfra en). Vergleiche hierzu BFH- 
Urteil vom 28.3.1966 - ~8tBl. iiI S. 454. MaBaebend als 

d ~-~~ - ~ 

bitpunkt der Antra stellung ist der Tag, an dem der 
Bauantraa bei der ~e%örde einaeht. bei der er nach Lan- 
desrecht einzureichen ist. Als Nachweis ist in der Rege1 
der Eingangsstempel dieser Behörde anzusehen. Ein vor 
Fristablauf bei einer im instanzenzug zuständigen Bau- 
aufsichtsbehörde ein egangener Bauantrag ist d s  fristge- 
W gestellt anzusexen. Beabsichtigt ein Bauherr ais 
Rechtsnachfolger auf Grund einer vom RechtsVorgänger 
beantragten Baugenehmigung zu bauen, so kommt es auf 
den Zeitpunkt des Antrages des Rechtsvorgängers an. 

2.3 Beginn der Bauarbeiten (Q 1 Abs. 1 Satz 2 und 3) 
Der investitions&huß wird auch gewährt, wenn der 
Bauantraa bereits vor dem 1. Dezember 1974 aesteiit war. 
mit den Bauarbeiten aber erst zwischen dem 1. ~ezemb& 
1974 und dem 1. Juli 1975 beaonnen wird oder beaonnen 
worden ist. Mit den ~auarbe3en rnuß demzufolg&-frühe- 
stens am 2. Dezember 1974, spätestens aber am 30. Juni 
1975 begonnen sein. 
Als Beginn der Bauarbeiten gilt die Erteilung des Bauauf- 
traaes an den Bauunternehmer. der die Durchführuna der 
~rdarbeiten umfaßt, oder der. Beginn der FirdarbGten. 
Entscheidend ist dabei, welcher Sachverhalt als erster 
verwirklicht wird. Ein Bauauftrag gilt auch dann als er- 
teilt, wenn der Vertrag unter der Bedingung abgeschlos- 
sen worden ist, daß für das Bauvorhaben Mittel des sozia- 
len Wohnungsbaues bewilligt werden. Als Beginn der 
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Erdarbeiten ist der Aushub der Baugrube anzusehen, 
nicht hingegen schon die Vorbereitung der Baustelle. 
Wird ein Bauvorhaben, für das die Baugenehmigung vor 
dem 1. Dezember 1974 beantragt worden ist, in mehreren 
Bauabschnitten durchaefiihri und nach Bauabschnitten 
gefördert, so ist nur d& Bauabschnitt begünstigt, für den 
mit den Bauarbeiten innerhalb der malhebenden Frist .. 
begonnen worden ist. 

2.4 Bezugsfertigkeit des Gebäudes (4 1 Abs. 1 Satz 1) 
Die Gewährung des investitionszuschusses ist ferner da- 
von abhängig, daB das Gebäude vor dem 1. Juli 1977 
bezugsfertig wird. Das Cebäude ist bezugsfertig, wenn 
die darin enthaltenen Wohnungen so weit fertiggesteilt 
sind, daB den künftigen Bewohnern zugemutet werden 
kann, sie zu beziehen. 8 13 Abs. 4 WoBindG findet inso- 
weit sinngemäß Anwendung. 
Besteht ein Bauvorhaben aus mehreren Gebäuden, wird 
der investitionsnischuß für die Gebäude qewährt, die bis 
zum 1. Juli 1977 bezugsfertig sind. 

3. Bemessung des investitionszuschusses (8 1 Abs. 1 Satz 4) 
Auf den investitionszuschuß besteht ein Rechtsans~mch. 
Er wird auf Antrag gewährt und beträgt 7,5 vom ~ h d e r t  
der Baukosten. die nach den Vorschriften der Zweiten 
~erechnunqsv&dnunq zu ermitteln sind. 
~rundla~e-für die 13e&ssung des investitionszuschusses 
ist die von der Bewilliuunqsbehörde anerkannte WuE 
abrechnuna. soweit sied& beaünstiaten Wohnraum be- 
trim. Bezieht sich die Wu8a%r&ung auf eine Wirt- 
schaftseinheit. deren Gebäude nur zum Teil bis zum 
1. Juli 1977 b&gsf&lig geworden sind, werden die Bau- 
kosten für die Bemessuna des investitionszuschusses - - - ~ - - -  

nach den VorsdWten der%iten Berechnungsverord- 
nung über die Teilwirtschaftlichkeitsberechnung aufge- 
teilt. 

4. Berechnungsrechtliche und steuerliche Behandlung des 
I n v e s t i t i o d u s a  (8 1 Abs. 3) 
Um den mit der FörderungsmaBnahme bezweckten An- 
stoi3effekt für die investitionstäti keit zu erhalten, ist der 
Investitionszuschuß in der ~ d a f t l i c h k e i ~  
nicht zu berücksichtiaea Es kommt somit kein Abzua von 
den Gesamtkosten G d  auch kein Ansatz als F i n d e -  
masmittel in Betracht. so daß der Zuschuß sich nicht auf 
die b e t e n  auswirkt Eke Kürzung der öffentlichen Mit- 
tel oder der nach 6 88 11. WoBauG aewährten Auiwen- 
dungszuschüsse od-er -darlehen ist dher  ebenfails nicht 
möglich. 
Es wird darauf hingewiesen, daB für die Gewährung von 
Investitiondagen nach Artikel 4 des Gesetzes zur För- 
derung von Investitionen und Beschäftigung die gleiche 
Regelung gilt 
Der investitionszuschuß unterliegt nicht der Einkom- 
menssteuer. Die Herstellungskosten des Bauherrn sind 
nicht um einen investitionszuschuß zu mindern. Wird 
einer steuerbefreiten Körperschaft usw. im Sinne des 8 4 
Abs. 1 Ziffer 1-10 des Körpemhaftssteuer esetzes ein 
Investitionszuschuß gewährt, so ist dieser $organg kör- 
Derschaftssteuerrechtlich weaen deren ~ersöniicher Be- ~ 

heimg von der ~ör~ersch&teuer ohne Bedeutung. 
Val. im einzelnen das Schreiben des Bundesministers der 
Finanzen an die Finanzminister (-senatoren) der Länder 
vom 11. Män 1975 - iV B - S 2112 - 2/75. 

5. Antragstellung (8 1 Abs. 4 Satz 1) 
Für den Antrag auf Gewährung des investitionszuschus- 
ses gilt eine Ausschiußfrist bis zum 31. Dezember 1977. 
Maßgebend für den Zeitpunkt der Antragsteilung ist der 
Ein ang des pmähigen Antrages bei der zuständigen 
~ d e  lm sinne des 8 1 Abr 6. 

6. Fäüigkeit des investitionszuschusses (Q 1 Abs. 4 Satz 2), 
Abdagzahlungen (8 1 Abs. 4 Satz 3) 
Der investitionszuschuß wird in voller Höhe einen Monat 
nach Anerkennung der Schlußabrechnung durch die hier- 
für zuständige Stelle fällig; maßgebend für die Frist ist 
der Zugang des Anerkennungsbescheides beim Bau- 
herm. Auf Antrag können jedoch ab Fertigstellung des 
begünstigten Wohnraumes Abschlagszahlungen auf der 
Basis der bei der Bewiiligung zugrunde gelegten Bauko- 
sten in angemessener Höhe geleistet werden. 

Der begünstigte Wohnraum ist fertiggestellt, wenn „ 
bezugsfertig im Sinne des 4 13 Abs. 4 WoBind~ 

&s angemessen ist e b  Betrag bis zu 80 V. H. des bewilligten 
Investitionszuschusses anzusehen. 

7. Behaltefrist (4 1 Abs. 5 Satz 2) 
~ ü r  den durch einen investitionsnischuß begünstigtm 
Wohnraum gilt weiterhin die Behaltefrist von 3 Jaken, 
d. h bei Veräu6erung des begpstigten Wohnraums vor 
Ablauf von 3 Jahren seit Ferbgstellung ist der In\resti. 
tionszuschuß zurückzuzahlen. 

8. Ausführung des Gesetzes 
D= Gesetz wird in Bundesauftragsverwalhuig von da 
Ländern durchgeführt. Die Zweckausgaben des Gesetzes 
trä@ der Bund. Die erforderlichen Haushaltsmittel W„- ..-- 
den im Einzelplan des Bundesministers für ~ a & ~ ~ ~ .  
nung, Bauwesen und Städtebau ausgebracht. 

Ober die näheren Einzelheiten für den Abruf der Mittel, 
deren Bewirtschaftung, den Verwendungsnachweis, die Rü. 
fung und die Berichterstattung, sowie über die Rückfordening 
des investitionszuschusses und die k r z h u n g  des Rückzah. 
lungsanspmchs ergeht noch ein gesondertes Schreiben. F&- 
ner behalte ich mit Entscheidung zu Einzeifragen vor." 

Es ist beabsichtigt, die ~ust&di keit für die Gewähnuig 
der Investitionsnischüsse der Wo ?XI ungsbaufördem~.  
stalt des Landes Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf ni über- 
tragen. 

302 
Bestimmungen über die Aufbewahnuigsfristen 

sowie die Aussonderung, Vernichtung und 
Ablieferung für das !Wuiftgut der 

Arbeitsgerichtsbarkeit und der Soztaigerichtsbarkeit 

RdErl. d. Ministers für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
V. 24.4.1975 - U  1 - Art, 125US 1252 

Mein RdErl. V. 15. 10. 1973 (SMBl. NW. 302) wird wie folgt 
geändert: 

1. Abschnitt D Absatz 4 erhält folgende Faseung: 

Zuständige Archive sind 
a) das Hauptstaatsarchiv in Düsseldorf 

für die Gerichte der Arbeitsaerichtsbarkeit des Landes- 
a.+itsgerichtsbezirks Düs&ldorf sowie für das Landes- 
sozialaericht und die Walaerichte Aachen. Diissel- 
dorf, k b u r g  und Köln, " 

b) das Staatsarchiv in Münster 
für die Gerichte der Arbeitsaerichtsbarkeit des Landes- 
arbeitsgerichtsbezirks H& mit Ausnahme der Ar- 
beitsaerichte Bielefeld. Detmold. Herford. Minden und 
~ a d e h o m  sowie für die Walgerichte Dortmund, Gel- 
senkirchen und Münster, 

C) das Staatsarchiv in Deimold 
für die Arbeitsgerichte Bielefeld, Detmold, ~erfordl 
Minden und Paderborn sowie für das %zialgddt 
Deimold. 

2. in Abschnitt E wird in der letzten Zeile das Dahim ,#20- 9. 
1955" durch das Datum „13.11.1974" ersetzt. 

11340 
Bescheinigung 1 

vermessungstecbnischer Feststellungen, 
Nachweise o. a Unterlagen 

RdErl. d. Innenministen V. 23.4. 1975 - 
ID 1-2210 

%weit bei der Wahrnehmung von Aufgaben der bndes' 
Vennessuna und zur Fühnina des Lieaenschaftskatast@ ?aF 
den hierfür'ergangenen ~o&hriften"vemessungstecbW"~ 
Feststellungen, Berechnungen, Zeichnungen, ~ a c h w ~ @  
oder ähnliche Unterlagen durch den ausführenden oder P* 
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@den Beamten usw. zu bescheinigen sind, ist die Amtsbe- 
+ .&nung, bei Offentlich bestellten Vermessungsingenieu- 5 diese Bezeichnung und im übrigen die arbeitsverbagiich 

Benifsgruppenbezeichnung (z. B. Reg.-Ange- 
$&er, technixher Angestellter) der Unterschrift nachzu- 
ptzen. 

Mein RdErl. V. 19. 4. 1952 (SMBl. W. 203130) ist somit 
und wird hiermit aufgehoben. 

- MBl. W .  1975 S. 896. 

18/41 
~ ö r d e d  der baulichen Verbesserung 

RdErl. d. Ministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten V. 24.4.1975 - 111 B 2 - 21013 - 18092 

Meinen RdErl. V. 21. 5. 1969 (SMBl. W. 78141) hebe ich 
auf. 

11. 

Laodtag Nordrhein-Westfalen 

Personalveränderungen 

Finanzminister 

Ministerium 

Essind ernannt worden: 

Oberregierungsrat Dr. P. Wild zum Regierungsdirektor 

Regiemgsrat z. A. Dr. G. Berg zum Regiemgsrat 
Arntsrat G. Wolf zum Regierungsbaurat beim Regierungsprä- 
sidenten Düsseldorf 

Nachgeorduete Steiien 

Es sind ernannt worden: 

Oberfinanzdireklion Düsseidor! 

Oberregierungsrat H. Pe ters zum Regierungsdirektor 

Gro6betriebsprüfungsstelle Wuppertal 

Regierungsrat J. H. Hoyer zum Oberregierungsrat 

Oberfinanzdirektlon Köln 

Oberregierungsrat Dr. F.-J. Schmitz-Rode zum Regie- 
rungsdirektor 

hderung der Satzung Oberiinanzdirektlon Münster 
der Hilfskasse beim Landtag Nordrhein-Westfalen Oberregierungsrat J. Krebs nim Regieningsdirektor vom 20. Januar 1969 

Bek. der Hüfskasse beim Landtag V. 23.4.1975 Finanzamt Düsseldorf-Aitstadt 

Regierungsrat z. A. R Gins berg zum Regierungsrat 
Der atestenrat des Landtaas Nordrhein-Westfalen hat auf- 

gnmd des § 18 Abs. 2 des ~ k e t z e s  über die Entschädigung Finanzamt Moers 
der Abgeordneten des Landtags Nordrhein-Westfalen vom 29. 
F e b m  1972 (GV. NW. S. 32), zuletzt geändert durch Gesetz Oberre@erungsrat H Hammerschmidt ZüJil Regierungs&- 
r. 23. April 1974 (GV. NW. S. 117) - SGV. NW. 1101 -, in der rektor 
Sitzung vom 15. 1. 1975 folgende Satningsänderung be- 
~schlossen, die durch Erlaf! des Ministers für Wirtschaft, Mit- Finanzamt 
btand und Verkehr vom 3. 2. 1975 - A 3 - 192 - 01/25 - RegiemgsdireMor K A. Behrens zum Fin-bdirektor 
Wehmigt worden ist beim Finanzamt Siegburg 

Artikel I Finanzbauamt Köln-West . 
Die Satzung der Hiifskasse beim Landtag Nordrhein-West- Regierungsbaurat R Schierloh zum Oberregierungsbaurat 

!den vom 20. Januar 1969 IMBI. W. S. 555) aeändert durch 

P hlüsse des ÄItestenraG vom 23. Juii 19jÖ (MM. W. S. hanzamt Bochum 
961) und 14. Juni 1972 (MBl. W .  S. 1387) wird wie folgt 

Bhdert: Oberregierungsrat K. R eu ter zum Regierungsdirektor 

[1. 4 5 erhält folgenden Absatz 3: Finanzamt Gelsenidrchen-Nord 
(3) Der Vorstand der Hüfskasse kann auf schriftlichen 
Antrag des Betroffenen in Härtefällen Ausnahmen zulas- 
sen, die von der Erfüllung von Bedingungen oder Auflagen 
abhängig gemacht werden können. 

h 46 Abs. 4 wird die Angabe ,,44 3 und 12 Abs. 2" durch 
die Angabe ,,## 4 und 17 Abs. 2 ersetzt. 

h # 16 Buchst f )  wird der hinM durch ein Semikolon 
ersetzt und der folgende Buchstabe g) angefügt: 
9) entscheidet in Härtefällen gemäß 4 5 Abs. 3 der 

Satzung. 

4 29a der Satzung wird aufgehoben. 

h § 31 Abs. 3 wird die Zahl 29a ersatzlos gestrichen. 

Artikel 11 
b e  Satzungsändening tritt mit Wirkung vom 1. Januar 

975 in ~raft.  

Der Vorstand 
der Hiifskasse b6im Landtag 

Nordrhein-Westfalen 

Oberregierungsrat H-W. Koch zum Regierungsdirektor 
beim Finanzamt Gelsenkirchen-Süd 

Finanzamt iserlohn 

Regierungsrat z. A. D. von Jouanne zum Regierungsrat 

Finanzamt Ltibbecke 

Regierungsrat z. A. G. Hahn zum Regierungsrat 

Finanzamt Siegen 

Oberregierungsrat H. W y 1 a C h zum Regierungsdirektor 

Finanzbauamt Dortmuiid 
Regierungsbaurat W. Küster zum Oberregierungsbaurat 

Finanzamt soest 
Regienuigsbaurat I. Sc herb zum Oberregierungsbaurat 

Rechenzentrum der Finanzvenvalhuig d. Landes NW 
Oberregierungsrat R. Frost zum Regierungsdirektor 

Regierungsrat z. A. Dr. M. Vetter zum Regierungsrat 
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Landesfinanzschule NW Nordkirchen 

Oberregierungsräte 
Dr. P. Feldhausen 
F. Knaup 
L. Strehlow 
zu Regierungsdirektoren 

Regierungspräsident K ö l n  
Regierungsbaurat z. A. G. Pies zum Regierungs- und Baurat 

Staatshochbauamt für dle Universität K ö l n  
Regierungsbaudirektor Dr. B. Finner zum Leitenden Regie- 
rungsbaudirektor 

Zentrale Planungsstelle zur Rationalisierung von Landesbau- 
ten NW Aachen 
Regierungsbaurat z. A. H. Wo1 f zum Regierungsbaurat 

Es sind versetzt worden: 

Finanzamt Beckum 
Oberregierungsrat Dr. H. Friedrich an das Finanzamt Soest 

Finanzamt Minden 

Regierungsdirektor W. Achtelik an das F i n m t  
Lübbecke 

Regierungsdirektor H. Knaden an das Finanzamt Bünde 

Rechenzentrum der Finanzverwaltung 6 Landes NW 

Regierungsdirektor J. A. Hülst an das Finanzamt Düssel- 
dorf-Süd 

Oberregierungsrat L Wie mer an das Finanzamt Bochum 

Es sind in den Ruhestand getreten: 

Oberfinanzäirektion Münster 

Oberregierungsbaurat A. Bec km ann 

~banzamt Aachen-Stadt 

Regierungsrat E. Vollmer 

Finanzamt Bonn-Aufienstadt 

Regierungsdirektor Dr. H. Sitzler 

Landesrechnungshof 

Es wurden ernannt: 

Regierungsrat E. Adam 
zum Oberregieningsrat 
Regierungsrat R. Thies 
zum Oberregierungsrat 

Innenminister 
Berichtigung 

zur Bek. V. 6.3. 1975 (-1. NW. 1975 S. 478) 

Zulassung von 
Feuerlöschgeräten und Feuerlöschmitteln 
Wlderrui der Zulassungen für das Löschmittel 
Bromchlormethan (Halon 1011) und der damit 

gefüllten Peuerlöschgertite 

In Absatz 1 muß es richtig heißen: „. . . für die Herstellung 
und den Vertrieb dieses Löschmittels . . .". 

- MBl. W. 1975 S. 898. 

Stellenausschreibung für die Verwaltungsgerlchte 
Amsberg und Düsseldori 

Es wird Bewerbungen entgegengesehen um 

je 1 Stelle eines Richters am Vemaltungsgericht 
bei den Verwaltungsgerichten Amsberg und 
Düsseldorf. 

Bewerbungen sind innerhalb einer Frist von 2 Wochen auf 
dem Dienstweae einzureichen. Bewerber. die nicht bei den 
Gerichten der "allgemeinen ~erwaltun~s~erichtsbarkeit des 
Landes beschäftiat sind. reichen das an den Justimiinister des 
Landes ~ordrheh-~Gtfa len  zu richtende Gesuch bei dem 
Präsidenten des Obervemaltungsgerichts für das Land 
Nordrhein-Westfalen in Münster ein. 

- MBI. W. 1975 S. 897. 
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$0320 
Durchführung 

des Neunten Besoldungsänderungsgesetzes 
Neues Eingangsamt in Besoldungsgruppe A 10 

RdErl. d. Finanzministers V. 14. 5. 1975 
B2104-13-NA2 

m c h  Artikel I1 Abs. IiI Nr. 7 Buchstabe b des Neunten 
wldungsändeningsgesetzes - 9. LBesÄndG -vom 18. März 
1975 (GV. NW. S. 40) ist in der Besoldungsordnung A (Anla- 
ge 1 des Landesbe 31 ldungsgesetzes) bei der Besoldungsgmp- 

A 10 die neue Fußnote 3 eingefügt worden. Durch diese 
Gerung ist in einem ersten Schritt für bestimmte Beamten- 

enen Dienstes das Eingangsamt der Besol- 
worden. 

Zur Durchführung dieser gesetzlichen Maßnahme gebe ich 
im Einvernehmen mit dem innenrninister die nachstehenden 
mweise und Erläuterungen: 

1. Persöniiche und sachliche Voraussetzungen 

1.1 Nach der Fußnote 3 zur Besoldungsgmppe A 10 ist das 
Eingangsamt des gehobenen Dienstes für folgende Be- 
amte der Besoldungsgmppe A 10 zugeordnet: 

i.11 Beamte des gehobenen technischen und nichttechni- 
schen Dienstes mit Fachhochschulabschiuß, wenn dieser 
Abschiuß im Zeitpunkt des inkrafttretens der Fußnote 
(1. Januar 1974 bzw. 1. Januar 1975, vgl. unten Nummer 
2) als Befähigung für die Laufbahn gefordert wird, 

1.12 Beamte des gehobenen technischen Dienstes mit Ab- 
schiußvrüfuna einer inaenieurschule. wenn dieser Ab- 
schluß-als Befähigung hr die Laufbahn gefordert wird 
oder wurde, 

1.13 Beamte des gehobenen technischen Dienstes, die die 
Aufstiegsprüfung für ihre Laufbahn bestanden haben, 

1.14 Beamte des aehobenen technischen Dienstes, die ohne 
~ b s c h l u ß p r h g  einer ingenieurschule angestellt wor- 
den sind, wenn sie ein Amt bekleiden, für das nach den 
geltenden Laufbahnvorschriften die Abschiußpnifung 
einer ingenieurschule (jetzt Fachhochschule) gefordert 
wird. 

1.2 in den Fällen der Nummern 1.1 1 und 1.12 ist Dersönliche 
Voraussetzung, dai3 der Beamte die Absc61ußprüfung 
einer Fachhochschule bzw. einer inaenieurschule be- 
standen hat. Als ingeniewschulen im3inne der Fußnote 
3 zur Besoldungsgmppe A 10 gelten die vom Innenmini- 
Ster mit RdErl. V. 30. 6. 1967 (SMBl. W. 203011) aner- 
kannten ingeniewschulen. 

1.3 in den Fällen der Nummern 1.11, 1.12 und 1.14 ist 
sachliche Vorausseizung, dai3 die Abschlußprüfung ei- 
ner Fachhochschule bzw. einer ingenieurschule als Be- 
fähigung für die Laufbahn gefordert wird b. wurde. 
Diese Voraussetzung ist auch dann erfüllt, wenn die 
Laufbahnvorschriften alternativ neben diesen Abschiüs- 
sen die Abschlüsse anderer, im Lande nicht mehr vor- 
handener Bildungseinrichtungen übergangsweise als 
Befähigungsnachweis genügen lassen. 

1.4 Aus Absatz 1 der Fußnote 3 zur Besoldungsgnippe A 10 
folgt, daß in Laubahnen des gehobenen Dienstes, in 
denen der Fachhochschulabschiuß erstmalig nach dem 
1. Januar 1975 als Befähigung gefordert wird, die Zuord- 
nung des Eingangsamtes zur Besoldungsgmppe A 10 
auch für Fachhochschulabsolventen noch weiterer ge- 
setzlicher Maßnahmen bedarf. 

1.5 Beamte zur Anstellung erhalten die Besoldung aus der 
höheren Eingangsbesoldungsgnippe, wenn sie die per- 
sönlichen und sachlichen Voraussetzungen der Fußnote 
3 zur Besoldungsgruppe A 10 erfüllen. 

Zeitpunkt des inkrafttretens 

Nach Artikel W Nr. 2 des 9. LBesibdG ist die Regelung 
über das neue Eingangsamt 

für die Beamten des gehobenen technischen Dien- 
stes mit Fachhochschulabschiuß mit Wirkuna vom 1. 

für die übrigen Beamten mit Wirkung vom 1. Januar 
1975 

in Kraft getreten. 

3. Uberleihmg 

3.1 Durch Artikel V1 Abs. 2 des 9. LBesÄndG sind die 
Beamten der Besoldungsgmppe A 9, die die persönli- 
chen und sachlichen Voraussetzunaen der Fußnote 3 zur 
Besoldungsgnippe A 10 erfüllen, &t Wirkung vom In- 
krafttreten dieser Fußnote in die neue Besoldungsgmp- 
pe übergeleitet worden. Das gilt auch für Beamte, die 
nach dem Zeitpunkt des inkrafttretens bereits in ein Amt 
der Besoldungsgmppe A 10 befördert worden sind. Be- 
amte, denen nach der Verkündung des 9. LBesändG 
noch ein Amt der Besoldungsgmppe A 9 verliehen wor- 
den ist oder die nach diesem Zeitpunkt noch zu Beamten 
zur Anstellung der Besoldungsgmppe A 9 ernannt wor- 
den sind, sind gleichfalls als von der Uberleitung erfai3t 
anzusehen. 

3.2 Die Uberleitung wirkt frühestens auf den Zeitpunkt zu- 
rück, von dem ab dem Beamten Dienstbezüge der Besol- 
dungsgnippe A 9 zustanden. 

3.3 Mit der Oberleitung in das neue Amt führen die Beam- 
ten die neue Amtsbezeichnung. Entsprechendes gilt für 
die von der Oberleitung erfai3ten Beamten z u  Anstel- 
lung. 

3.4 Die Nummern 3.1 bis 3.3 gelten auch für Beamte, die in 
der Zeit vom Inkramieten der Fußnote 3 zur Besoldungs- 
gnippe A 10 bis zur Verkündung des 9. LBesAndG in 
den Ruhestand getreten sind. 

4.1 Die personalaktenführenden Dienststellen geben den 
unter die FuBnote 3 zur Besoldungsgruppe A 10 fallen- 
den Beamten eine schriftliche Mitteilung über die Ober- 
leitung, den Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens und die 
Führung der neuen Amtsbezeichnung. 

4.2 Soweit das Landesamt für Besoldung und Versorgung 
Nordrhein-Westfalen (LBV) fiir die Zahlung der Bezüge 
zuständig ist, ist wie folgt zu verfahren: 

Die personalaktedührenden Dienststellen teilen dem 
LBV die erforderlichen Angaben mit, und zwar 

soweit die Uberleitung auf einen Zeitpunkt vor dem 
1. Januar 1975 zurückwirkt, unter Verwendung des 
Vordrucks LBV (Bes) 5, 
im übrigen unter Verwendung des Vordrucks LBV 
W) 4 
(Hinweis auf den Gem. RdErl. d Finamministers 
und des innenministers V. 30. 8. 1974 - SMBl. W. 
20320 -). 

in den Vordrucken ist bei „Tag der Aushändigung der 
Urkunde" einzutragen 

Unter der Rubrik ..Taa der Einweisuna" ist der Taa 
anzugeben, auf d& &e Uberleitung hckwirk t .  
Vordruck LBV (Bes) 5 bleibt Abschnitt C unausgefüllt. 

5. Sonstiges 

Die Zulage fib Technische Dienste wird nach Artikel ii Q 
2 Abs. 2 des 1. BesVNG in der Fassuna des Dritten 
Bundesbesoldungserhöhungsgesetzes vom-26. Juli 1974 
IBGBl. I S. 15571 auch Beamten in Laufbahnen des aeho- 
benen technischen Dienstes gewährt, deren Eng-angs- 
amt der Besoldungsgmppe A 10 zugeordnet ist. 

Beamte mit Fachhochschulabschluß erhalten die Zula- 
gen nach Artikel ii (insbesondere Q 6 Abs. 3) des 1. 
BesVNG nach Maßgabe des Artikels N Q 1 des Dritten 
Bundesbesolduncperhöhunqsqesetzes in Verbindung 
mit Q 5 Abs. 2 Satz 3 des B-Gdesbesoldungsgesetzes 
der Fassunq des Dritten Bundesbesoldunqserhöhunqs- 
gesetzes unkschadet des höheren Eingangsamtes. 

- 

- MB]. W. 1975 S. 899. 


